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In der öffentlichen Debatte macht sich
zunehmend Resignation breit. Da eine

einvernehmliche Lösung des Atomkon-
flikts mit dem Iran unmöglich zu sein
scheint, das Zeitfenster sich aber angesichts
der iranischen Fortschritte beim Atom-
programm langsam schließt, wird inzwi-
schen zunehmend davon ausgegangen, dass
nur eine Seite sich durchsetzen wird. Eini-
ge Kommentatoren schlagen inzwischen
vor, die USA und Israel sollten mit einem
Militärschlag die iranischen Nuklearan-
lagen zerstören.Andere Beobachter finden
sich mit dem Gedanken ab, dass der Iran
bald eine Atommacht sein wird. Da beide
Szenarien die Stabilität und den Frieden
im Nahen und Mittleren Osten nachhaltig
bedrohen würden, soll hier eine neue diplo-
matische Strategie skizziert werden, mit
deren Hilfe vielleicht doch noch eine ein-
vernehmliche Lösung gefunden werden
kann. Sie setzt voraus, dass die Annahme,
auf der die bisherigen Verhandlungen be-
ruhen, Iran könne durch Sanktionen und
Drohungen zum Einlenken gebracht wer-
den, hinterfragt wird. Nur wenn dem Iran

Alternativen zum Atomwaffenbesitz ge-
boten werden, die dessen Sicherheitsbe-
dürfnis befriedigen, wird dieser bereit sein,
sein Atomprogramm von der IAEO kont-
rollieren zu lassen.

Nicht nur westliche Regierungen sind
davon überzeugt, dass der Iran die Ent-
wicklung von Nuklearwaffen anstrebt,auch
die IAEO bekräftigt diesen Vorwurf. Dafür
spricht zum einen die Tatsache, dass er sich
einer systematischen internationalen Kont-
rolle seines Atomprogramms verweigert.
Er hat bislang das Zusatzprotokoll zum
Nichtverbreitungsvertrag, das der IAEO
unangemeldete Kontrollen in den Unter-
zeichnerstaaten gestattet, nicht ratifiziert.
Zum anderen spricht dafür, dass der Iran
sich scheinbar mit einem Anreicherungs-
grad von 20 %, der für die friedliche Nut-
zung von Kernenergie ausreichend ist, nicht
zufrieden gibt. Schließlich erscheint es
schwer nachvollziehbar, warum der Iran,
der über knapp 10 % der weltweiten Ölre-
serven und gut 15 % der globalen Erdgas-
reserven verfügt, zusätzlich Atomkraft für
seine Energieversorgung benötigen sollte.

Aber warum strebt der Iran danach,
Nuklearmacht zu werden? Grundsätzlich
lassen sich Atomwaffen, deren Entwicklung,
aber auch Erhaltung mit ungeheuren finan-
ziellen Aufwendungen verbunden sind, die
gerade für einen Staat mit wirtschaftlichen
Problemen wie den Iran schwierig zu stem-
men sind, für offensive wie defensive Zwe-
cke gebrauchen.Verfolgt der Iran offensive
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Intentionen,würde dies bedeuten,er plant,
die zukünftigen Atomwaffen entweder da-
zu einzusetzen, Israel anzugreifen – Präsi-
dent Ahmadinedschad hat wiederholt und
öffentlich mit der Vernichtung des »zionis-
tischen Regimes« (Israel) gedroht –, oder
seinen Einfluss im Nahen und Mittleren
Osten durch die Androhung des Einsatzes
von Nuklearwaffen oder durch die Gewäh-
rung eines nuklearen Schutzschirmes für
seine Nachbarstaaten auszubauen (und da-
mit den Einfluss von Irans regionalem und
sunnitischem Konkurrenten Saudi-Ara-
bien zu schwächen).

Allerdings ist es auch möglich – und
sogar wahrscheinlich –, dass der Iran de-
fensive Interessen verfolgt. Das würde be-
deuten,dass der Iran den Besitz von Atom-
waffen anstrebt, um seine Sicherheit zu er-
höhen. Dies schließt das Interesse der ira-
nischen Regierung ein,einen von den USA
mit Gewalt herbeigeführten Regimewech-
sel im Iran dauerhaft zu verhindern. Ein
nuklear bewaffneter Iran müsste keine
Angst davor haben, von den USA oder
Israel angegriffen zu werden. In diesem Fall
wären die Atomwaffen kein Selbstzweck,
sondern ein Mittel zur Befriedigung eines
Sicherheitsbedürfnisses.

Beide Interessenlagen lassen sich durch
den Zeitpunkt der Intensivierung des ira-
nischen Atomprogramms erklären. Ob-
wohl die Anfänge dieses Programms bis in
die 50er Jahre zurückreichen, stockte der
Bau von Atomkraftwerken durch die Isla-
mische Revolution und den Ersten Golf-
krieg zwischenzeitlich. Erst im Jahr 2002
wurde dem Atomprogramm wieder er-
höhte Aufmerksamkeit gewidmet und mit
dem Beginn der Präsidentschaft Ahma-
dinedschads 2005 wurde die Entwicklung
des Atomprogramms noch einmal deut-
lich beschleunigt. In diese Phase – 2002 bis
2005 – fiel auch die amerikanische Inva-
sion in den Irak im Jahr 2003, die in einem
unmittelbaren kausalen Zusammenhang
mit dem iranischen Atomkonflikt steht,
wie auch immer die Interessenlage Irans

aussehen mag. Geht es dem Iran um offen-
sive Ziele, bot es sich an, das Atompro-
gramm in dem Moment voranzutreiben,
in dem die USA durch die schwierige Be-
satzung des Iraks vollauf beschäftigt wa-
ren. Aber auch wenn es dem Iran um de-
fensive Ziele geht, ist der Zusammenhang
mit dem Irakkrieg offensichtlich. Der ame-
rikanische Präsident George W. Bush hatte
den Iran zusammen mit dem Irak und
Nordkorea als »Achse des Bösen« und als
Gefahr für den Weltfrieden bezeichnet.
Daraufhin griffen die USA den Irak an,
während sie – nachdem Nordkorea zur
Nuklearmacht geworden war – mit diesem
»Schurkenstaat« zu verhandeln begannen
und auf weitere Drohungen verzichteten.

Bisherige Verhandlungsstrategie
kontraproduktiv

Sollte der Iran offensive Intentionen mit
seinem Atomprogramm verfolgen, gibt es
wenig Verhandlungsspielraum,da man dem
Iran dann kaum einen sinnvollen Kompro-
miss anbieten könnte. Sollte der Iran je-
doch defensive Interessen verfolgen und
sich lediglich vor einem amerikanischen
(oder israelischen) Angriff schützen wol-
len, ist dies nicht nur legitim, sondern ih-
nen kann auch entgegengekommen wer-
den. Denn um Irans Sicherheit zu garantie-
ren, gibt es Alternativen zum Atomwaffen-
besitz. Diese wurden bisher jedoch noch
nicht ernsthaft in Betracht gezogen.

Die bisherige Verhandlungsstrategie
der Sechser-Verhandlungsgruppe schei-
terte,weil sie an den eigentlichen Interessen
Irans vorbeiging. Zum einen bot sie dem
Iran an, ihm nicht waffenfähige Nuklear-
technologie zu liefern bzw. die Urananrei-
cherung in Russland vorzunehmen. Im Ge-
genzug sollte der Iran sich verpflichten,auf
eine über die Umwandlung von Uranerz in
Uranhexafluorid hinausgehende Anreiche-
rung zu verzichten und das Zusatzproto-
koll zum Nichtverbreitungsvertrag zu rati-
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fizieren. Wenn es dem Iran aber um die
Entwicklung von Atomwaffen geht, ist es
nicht verwunderlich, dass diese Vorschlä-
ge ins Leere liefen. Irans Sicherheit wird
nicht erhöht, wenn er die Atomkraft aus-
schließlich zur friedlichen Energiegewin-
nung verwenden kann.

Die zweite Strategie des Westens, Iran
durch Sanktionen zum Einlenken zu bewe-
gen, verkennt die Interessenlage des Landes
ebenfalls. Sanktionen gegen den Iran ver-
stärken dessen Wahrnehmung, dass er vom
Westen bedroht ist. Deshalb werden sie die
kontraproduktive Wirkung haben, die ira-
nische Führung in dem Gedanken zu be-
stärken, sie bräuchte Atomwaffen, um sich
schützen zu können. Im Laufe der jüngeren
Geschichte haben Amerikas Sanktionen
selten etwas bewirkt: Weder konnten sie
den Irakkrieg verhindern noch konnten
sie Nordkorea von der Entwicklung von
Atomwaffen abhalten; und Kuba wird trotz
eines nunmehr über 50 Jahre anhaltenden
amerikanischen Embargos immer noch
von der Kommunistischen Partei regiert.

Auch die in die gleiche Richtung ge-
henden Versuche, das iranische Atompro-
gramm – wie zum Beispiel durch den Com-
putervirus »Stuxnet« – zu sabotieren, hel-
fen den Verhandlungen nicht, sondern wer-
den die Entschlossenheit des iranischen
Regimes eher noch bekräftigen. Sollten
Israel oder die USA tatsächlich hinter der
Ermordung iranischer Atomwissenschaft-
ler stecken, ist auch diese Strategie, das ira-
nische Atomprogramm zurückzuwerfen,
kontraproduktiv, da sie die Bedrohungs-
wahrnehmung Irans ebenfalls erhöht.
Schließlich wird die Verletzung der irani-
schen Lufthoheit durch amerikanische
Drohnen die Furcht Irans vor einem An-
griff erhöhen und dessen Atomprogramm
eher beschleunigen. Denn die aus den
Drohnenflügen gewonnenen Erkenntnisse
können nicht nur dazu genutzt werden,
den Fortschritt des iranischen Atompro-
gramms zu dokumentieren, sondern auch
um Angriffsziele ausfindig zu machen.

Damit zukünftige Verhandlungen mit
dem Iran erfolgreich sein können, müssen
die Interessen beider Seiten miteinander
in Einklang gebracht werden. Dafür gibt es
zwei Möglichkeiten.

Dies kann zum einen dadurch gelin-
gen, dass die USA dem Iran eine Sicher-
heitsgarantie anbieten. In einer verbind-
lichen Erklärung müssten die USA ver-
sprechen, den Iran niemals anzugreifen,
wenn der Iran nicht vorher selber einen
anderen Staat angegriffen hat. Im Gegen-
zug müsste der Iran den Inspektoren der
IAEO uneingeschränkten Zutritt zu allen
Atomanlagen gestatten. Das würde dem
Iran zwar keine absolute Sicherheit garan-
tieren, aber ein amerikanischer Angriff
wäre deutlich unwahrscheinlicher, da Ame-
rikas Glaubwürdigkeit in der ganzen Welt
untergraben würde, sollte es sein Verspre-
chen brechen. Internationale Unterstüt-
zung gäbe es für einen amerikanischen
Angriff dann jedenfalls nicht. Die Kuba-
Krise im Jahr 1962 konnte auch auf diese
Weise gelöst werden: Die USA versprachen
öffentlich, Kuba nicht angreifen zu wollen;
die UdSSR zog daraufhin die Atomwaffen
von der Karibikinsel ab.

Sollte dem Iran eine amerikanische
Sicherheitsgarantie nicht ausreichen, um
auf eigene Atomwaffen zu verzichten – z.B.
weil eine amerikanische Sicherheitsgaran-
tie keinen israelischen Angriff ausschließen
würde –, kann dem Iran noch eine weitere
Alternative angeboten werden: Russland
und der Iran könnten ein Verteidigungs-
bündnis schließen. Russland müsste sich
verpflichten, den Iran zu verteidigen, sollte
er von einem anderen Staat angegriffen
werden. Nach der Logik der gegenseitigen
Abschreckung wäre ein Angriff auf den
Iran damit ausgeschlossen und der Iran
könnte das Zusatzprotokoll zum Nichtver-
breitungsvertrag ratifizieren. Zwischen dem
Verteidigungsbündnis und Irans Ratifizie-
rung und Einhaltung der Bedingungen des
Zusatzprotokolls müsste es gleichwohl ein
Junktim geben,damit ein Katz-und-Maus-
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im Iran befördert und so die Intensivierung
des iranischen Atomprogramms angesto-
ßen. Sie haben es auch in der Hand, das Ver-
halten ihres Verbündeten Israel entschei-
dend zu beeinflussen. Israel würde sich
weltweit isolieren und die amerikanische
sicherheitspolitische Garantie für Israel in
Frage stellen, sollte es den Iran ohne ameri-
kanische Rückendeckung angreifen. Auch
ist die amerikanische Zustimmung zu ei-
nem solchen »Deal« Voraussetzung dafür,
dass Russland ein Verteidigungsbündnis
mit dem Iran eingeht.

Es ist nicht vorauszusehen, ob der ame-
rikanische Präsident einer solchen Ver-
handlungslösung zustimmen würde, da er
damit rechnen müsste,von den Republika-
nern dafür attackiert zu werden, das der-
zeitige iranische Regime zu legitimieren,
Iran in die Arme Russlands zu treiben und
den Vorteil der amerikanischen militäri-
schen Überlegenheit gegenüber dem Iran
aufzugeben. Durch seine Wiederwahl ha-
ben sich die Vorzeichen jedoch geändert.
Angesichts der Tatsache, dass er keine wei-
tere Amtszeit anstreben kann und er – da
die Republikaner bei den Kongresswahlen
2012 ihre Mehrheit im Repräsentantenhaus
behaupten konnten – auch nicht befürch-
ten muss, in den Kongresswahlen 2014 ei-
nen von den Demokraten kontrollierten
Kongress zu verlieren, ist er nun politisch
freier in seinen Entscheidungen.

Zudem ist nicht ausgeschlossen, dass
die Mehrheit der Amerikaner Barack Oba-
ma – angesichts der nachträglichen Unpo-
pularität des Irakkriegs seines Vorgängers –
mittelfristig sogar dafür unterstützen wür-
de, wenn er es schaffte, den Iran vom Er-
werb von Atomwaffen abzuhalten, ohne
Amerika erneut in einen gefährlichen Krieg
mit ungewissem Ausgang zu stürzen. Im-
merhin 30 % der Amerikaner lehnen eine
militärische Intervention der USA im Iran
rundherum ab und 58 % würden dem Ein-
satz von Gewalt, um Iran von der Entwick-
lung von Atomwaffen abzuhalten, nur als
letztem Mittel zustimmen.

Spiel mit den Inspektoren der IAEO, wie es
Saddam Hussein einst betrieben hat, aus-
geschlossen wird. Zwar wird Russlands Ein-
fluss auf den Iran so zementiert, allerdings
sind die Folgen für den Westen überschau-
bar. Solange der Iran von einem theokra-
tisch-autoritären Regime regiert wird, ist
es unwahrscheinlich, dass er sich jemals
dem Westen zuwendet.Wird es im Iran hin-
gegen mittelfristig zu einer Demokratisie-
rung kommen, stünde ein Verteidigungs-
bündnis mit Russland einer Annäherung
Irans an den Westen nicht im Wege. Denn
sobald der Iran sich nicht mehr bedroht
fühlt, würde auch das Verteidigungsbünd-
nis mit Russland an praktischer Bedeu-
tung verlieren.

Sollte der Iran ein solches Arrange-
ment hingegen ablehnen, wäre dies ein
deutlicher Hinweis darauf, dass er offensive
Absichten verfolgt. Dann wäre zwar ein
Angriff auf die iranischen Nuklearanlagen
unausweichlich, aber zumindest wäre dann
die Wahrscheinlichkeit groß, dass diese
militärische Intervention durch eine Zu-
stimmung Russlands und Chinas im UN-
Sicherheitsrat völkerrechtlich legitimiert
würde. Wenn der Iran seine aggressiven
Ziele so offenkundig demonstrieren wür-
de, könnte womöglich auch ein regionaler
Flächenbrand vermieden werden, da ein
Angriff dann nicht mehr gänzlich illegitim
wirken würde. Es ist allerdings anzuneh-
men, dass der Iran eher defensive Inten-
tionen verfolgt und im Gegenzug für eine
amerikanische Sicherheitsgarantie oder ein
Verteidigungsbündnis mit Russland auf
Atomwaffen verzichtet. Für Russland hätte
dieses Arrangement den Reiz, dass es eine
konstruktive Rolle im Mittleren Osten ein-
nehmen und damit an internationalem
Prestige sowie an Einfluss in dieser Region
gewinnen würde, ohne seinen Verbünde-
ten aufgeben zu müssen.

Die Voraussetzung für die skizzierte
diplomatische Lösung ist, dass die USA ihr
zustimmen. Sie haben durch ihre Invasion
in den Irak die Bedrohungswahrnehmung
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